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Anlage 1

Delegationssatzung des Kreises Aachen vom 22.06.2006

Satzung

über die Durchführung der Sozialhilfe 

im Kreis Aachen vom 22.06.2006

Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NRW S. 646) in der zur Zeit geltenden Fassung und der §§ 97 und 99 des Sozialgesetzbuches Zwölftes Buch (SGB XII) - Sozialhilfe - vom 27.12.2003 (BGBl. I S. 3022), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 24.03.2006 (BGBl. I S. 558) in Verbindung mit § 3 des Landesausführungsgesetzes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) - Sozialhilfe - für das Land Nordrhein-Westfalen (AG-SGB XII NRW) vom 16.12.2004 (GV NRW S. 816) sowie in Verbindung mit der Ausführungsverordnung zum Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozialhilfe – des Landes Nordrhein-Westfalen (AV-SGB XII NRW) vom 16.12.2004 (GV NRW S. 816) hat der Kreistag des Kreises Aachen in seiner Sitzung am 22.06.2006 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

(1)
Der Kreis Aachen als örtlicher Träger der Sozialhilfe 
- im Folgenden Kreis genannt -


überträgt den kreisangehörigen Städten und Gemeinden


- im Folgenden Städte und Gemeinden genannt -

zur Entscheidung im eigenen Namen die Durchführung der ihm gegenüber natürlichen Personen obliegenden Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII), soweit in den nachfolgenden Bestimmungen keine andere Regelung getroffen ist.

(2)
Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Durchführung der Sozialhilfeaufgaben 
und eines einheitlichen Verfahrens kann der Kreis Richtlinien erlassen und Weisungen erteilen sowie entsprechende Prüfungen - auch im Einzelfall - vornehmen.

(3)
Die in Absatz 1 ausgesprochene Übertragung kann im Einzelfalle widerrufen werden, wenn

a)
Aufgaben einvernehmlich aus Gründen der Zweckmäßigkeit zentral beim Kreis wahrgenommen werden sollen oder

b)
die ordnungsgemäße Erledigung der Sozialhilfeangelegenheiten nicht gewährleistet ist.

(4)
Der Kreis bleibt weiterhin zuständig für folgende Aufgaben:

a)
ambulante Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem Sechsten Kapitel SGB XII,

b)
Hilfe zur Pflege nach dem Siebten Kapitel SGB XII für Personen in teilstationären und stationären Einrichtungen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,

c) 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel SGB XII für Personen in teilstationären und stationären Einrichtungen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,

d)
Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach dem Sechsten Kapitel SGB XII in teilstationären und stationären Einrichtungen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,

e)
Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten nach dem Achten Kapitel SGB XII für Personen in teilstationären und stationären Einrichtungen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,

f)
notwendiger Lebensunterhalt nach § 35 SGB  XII, 

g)
Heranziehung zum Unterhalt sowie

h)
statistische Erhebungen mit Ausnahme der Empfängerstatistik nach § 121 Ziff. 1 SGB XII.

§  2

(1)
Die Städte und Gemeinden verfolgen im Rahmen der ihnen übertragenen Aufgaben die Ansprüche des Kreises gegen kostenbeitrags- und sonstige ersatz- bzw. erstattungspflichtige Personen, Sozialhilfeträger sowie Träger anderer Sozialleistungen im eigenen Namen vorbehaltlich der Regelung in Abs. 2 und 3 und setzen diese Ansprüche durch. Sie bewirken im eigenen Namen durch schriftliche Anzeigen nach § 93 SGB XII den Übergang von Ansprüchen auf den Kreis. 


Die Städte und Gemeinden sichern im eigenen Namen durch entsprechende Anmeldungen die Erstattungen von Leistungen nach den §§ 102 ff. Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) und verfolgen diese. Sie betreiben gemäß § 95 SGB XII stellvertretend für den Hilfeempfänger die Feststellung von Sozialleistungen und legen gegebenenfalls Rechtsmittel ein. 


Es ist sicherzustellen, dass der Übergang von Ansprüchen auf den Kreis bewirkt wird. Die  Feststellung  von Sozialleistungen im Rahmen des § 95 SGB XII ist für den Kreis zu bewirken. Gleiches gilt hinsichtlich der Mitteilung über den gesetzlichen Forderungsübergang. 

(2)
Die gerichtliche Durchsetzung von Ersatz- und Erstattungsansprüchen obliegt dem Kreis. Die Vertretung vor den Gerichten erfolgt durch den Kreis unter jeweiliger Beteiligung eines Vertreters der betroffenen Stadt bzw. Gemeinde. 

(3)
Spruchstellenverfahren wegen der Erstattung von Kosten zwischen den Trägern der Sozialhilfe nach den §§ 106 bis 112 SGB XII führt der Kreis durch. 

§ 3


Die Ausgaben und Einnahmen im Bereich des SGB XII erfolgen ohne Belastung der gemeindlichen Haushalte. Die von den Städten und Gemeinden in eigenem Namen erzielten Einnahmen sind im Sinne von § 13 Ziff. 2 GemHVO zu behandeln. Das verwaltungs- und kassenmäßige Verfahren wird mit den Städten und Gemeinden festgelegt.

§ 4

(1)
Widersprüche gegen Entscheidungen der Städte und Gemeinden in Sozialhilfeangelegenheiten sind - soweit ihnen nicht abgeholfen wird - dem Kreis zur Entscheidung vorzulegen. 

(2)
Bei der Durchführung von sozialgerichtlichen Streitverfahren werden die Städte und Gemeinden durch den Kreis vertreten; unberührt bleibt die Zuständigkeit der Städte und Gemeinden in Angelegenheiten, die ohne Vorverfahren beim Sozialgericht anhängig werden (z. B. Anträge auf Erlass einstweiliger Anordnungen). 

§ 5

Diese Satzung tritt am 01.10.2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Durchführung der Sozialhilfe im Kreis Aachen vom 29.12.2004 außer Kraft. 

